
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1902

73 (15.3.1902) Badischer Landtag. Sitzungsbericht aus der Zweiten
Kammer. 50. öffentliche Sitzung



Beilage zur „Karlsruher Zeitung" 73.

Badischer Landtag.
c»us der Zweiten ^Nnrnnrer .

Sv . öffentliche Sitzung
am Donnerstag uen 13 . März^1S02 .

Am Regierungstisch : Präsident des Ministeriums
des Innern , Geh . Rath vr . Schenkel, Ministerialdirektor
Geh. Rath Heil, sowie die Ministerialräthe vr . Glöckner ,Straub , Weingärtner und vr . Nieser.

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um Nhr .
Ter Sekretär verliest die Eingänge.
Es wird die Generaldebatte über das Budget des' Ministeriums ^ es Innern fortgesetzt.
Abg . vr .

"Heimburger: Die wirtschaftliche Thätigkeit
des Ministeriums des Innern ist von allen Seiten an¬
erkannt worden und wird auch vock uns anerkannt , auch
wenn es unseren politischen Wünschen gegenüber eine ebenso
ablehnende Haltung einnehmen würde, wie das frühere
Ministerium.

Dem Wunsche nach Abänderung der Bauordnung
möchte auch ich mich anschließen . Ich glaube, es wird
in vielen Fällen bei den Beschwerden an der Art der
Durchführung der Vorschriften liegen , und ich möchte
empfehlen, daß man hier schonend vorgeht auf dem Lande .— Den Wünschen hinsichtlich der Geometer und der
Schutzmannschaft kann ich nur beistimmen . Auch ich
wünsche , daß die Schutzmannschaft sich in größerem Maße
aus dem Lande selbst rekrutirt . Es ist eine bessere Be¬
zahlung der Schutzleute und Erleichterung im Dienst
(Tragen von Mützen im Sommer ) zu erstreben .

In der Behandlung der Frage des Landtagswahl¬
rechts sei jetzt ein anderes Tempo im Hause eingetreten,i«ine weniger leidenschaftslose Behandlung hat der Herr
Abg . Binz gemeint . Daß der Accent einem neuen

Ministerium gegenüber kein so scharfer ist , liegt in der" Natur der Sache . Es wäre aber verfehlt , wenn man
daraus schließen würde , daß man Mit einer Ver¬
schleppung der Frage einverstanden wäre. Es wäre an¬
gezeigt , ein schnelleres Tempo anzuschlagen . Nachdem
auch die uationalliberale Partei sich der Forderung des
direkten Wahlrechts angeschlossen hat und diese Forderung
nunmehr eine so große Mehrheit im Hause hat und
eine mindestens ebenso große im Volke , wäre es für die
Regierung vielleicht verhängnißvoll , wenn sie dieser all¬
gemeinen Forderung des Volkes länger widerstreben
wollte . Der Herr Minister hat gemeint , daß gewisse
beachtenswerthe Schichten der Bevölkerung noch gegen die
Einführung des direkten Wahlrechts seien . In der
Oeffentlichkeit treten diese Schichten jedenfalls mit ihrem

Widerspruch nicht hervor. Wen hat der Herr Ministerdamit gemeint ? Ist es vielleicht eine kleine , aber
mächtige Partei , die in einem andern deutschen Bundes¬
staate den Forderungen des Volkes schon oft ein Bein
zu stellen in der Lage war ? Ich glaube nicht , daß es
beachtenswerthe Schichten der Bevölkerung gibt , die
dieser Forderung widerstreben und so viel Rücksicht ver¬
dienen , daß den berechtigten Forderungen des Volkes die
Erfüllung versagt werden kann . Der Herr Minister hatden Liberalen vorgehalten, sie hätten 30 Jahre gebraucht,um sich zu besinnen , man müsse auch der Regierung eine
gewisse Zeit der Besinnung lassen . Soll diese Zeit der
Besinnung etwa auch 30 Jahre dauem ? Wenn das
das Tempo in der Behandlung der Wahlrechtsfrage sein
sollte , daun wäre es doch ein zu langsames in unserer
Zeit des raschen Verkehrs . Der Herr Minister hat der
nationalliberalen Partei seine Anerkennung dafür gezollt ,daß sie aus rein sachlichen Gründen der Forderung des
direkten Wahlrechts zugestimmt hätte. Ich weiß nicht ,ob diese Anerkennung für die Nationalliberalen besonders
erfreulich war , ob es nöthig ist , daß es einer großenPartei noch besonders bestätigt werden muß , daß sie aus
rein sachlichen Gründen zu einer solchen Frage Stellung
genommen habe . Beim Amtsantritt des neuen Ministerswurde in der nationalliberalen Presse darauf hingewiesen ,daß er eine stark satirische Ader habe , was die Opposition
zu fühlen bekommen werde. In diesem Fall hat sich die
satirische Ader des Herrn Ministers nicht gegen die
Opposition gewendet . Auch gegen den Abg . Wacker
hat sich diese satirische Ader gerichtet, der Herr Ministerhat von seiner „ konzilianten " Art gesprochen. Es Ist
sehr freundlich von dem Herrn Minister , daß er uns
noch eine Besinnungsfrist gewähren will. Wir müssendas aber dankend ablehnen , weil wir kaum glauben,irgend welches weitere Besinnen nothwendig zu haben ,weil wir weitere Gesichtspunkte nicht entdecken können .
Auch die Großh . Regierung sollte sich schon besonnen
haben. Der Herr Minister des Innern ist doch auch
schon Jahre lang Mitglied des Ministeriums des Innern
gewesen und ich glaube nicht , daß die Wahlrechtsver¬
handlungen ganz spurlos an ihm vorbeigegangen sind ,
ich glaube , daß auch er Gelegenheit genommen hat , sichin dieser Frage zu besinnen . Er hat uns für die Zu¬
kunft Hoffnung auf ein Kompromiß gemacht . Ich
gehöre nicht zu Denen , die jedes Kompromiß verwerfen,aber es muß doch etwas dabei heranskommen. Zwischen
direktem und indirektem Wahlrecht ist aber kein Kom¬
promiß möglich , höchstens könnte dem gleichen allgemeinenund geheimen Wahlrecht an den Kragen gegangen werden.

S02 .

!
Megterung
! Allgemeinheit
und das vierte

ÜFrist , da sie
Lhiern erhalte .

! !
*Mll 298 gegen

Emission unter -
e n von sechs

, sts oOO Francs
! !i von zwei bis

m m t s s i o n
n Abstimmung
nmungser »

sechs Jahre zu
ns ihre Partei »
as sozialistische
ch . Es sei nun -
ch zu Nichte zu
rpflichtung auf-
erjährige Man -
: Die konser -

i m Beschluß als
? lhler zu kürzen.'

l Gesetze keine
ikale und repu-
längerung eine

!die eine tiefere
irischen Regimes
eiführen werde,

ff Beschluß, der
be , noch dem

te cs für sicher,

ifen des Ver
. te im Jahr
Vorjahre. In

(stieg 1899 au
Jahr bracht

Auswanderern
Personen au

da die Zah
Jahre nrr

Den hat. Die
lg der letzter

britisch ,
Mutterland

Atze betrug in
Hvei ist zu be

nvunderungs
vermehrt hat

u ul indisch«
U> bevorzugt«
^ten Staa -

r und etwa
^ ten . Unter

tantheil der
re 1901 auf
Beendigung

der
n . Aus die

em Jahre für
tanziehungs

rar s challs
. geuerals

zutreffende
r Richtigste!

dürfen . Das
dem Vorsitz
(Konstant!' je wie Fuad

welche in
! .Verlust des
'

ge Festungs
.oakije , einem
vird) . Di

Forstand des
tzlum, wurde
^ verbannt.

1

ttzZ



276

Dafür werden Sie aber in absehbarer Zeit keine genügende
Mehrheit in diesem Hause finden . Wir würden gar
nichts von dem allgemeinen , geheimen Wahlrecht aus¬

geben , um zum direkten Wahlrecht zu kommen . Der

Herr Minister hat gemeint , man werde zum direkten

Wahlrecht ohne Kautelen , aber mit einer gewissen
Begrenzung kommen können . Was er damit gemeint
hat , ist nicht ganz klar , es ist wohl nur ein neuer
Name für die alte Sache . „ War ' der Gedanke nicht

verflucht gescheit , man wär ' versucht , ihn herzlich dumm

zu nennen .
"

Präsident Gönner unterbricht den Redner . Er habe

dieses Citat nicht beanstandet , weil er angenommen habe ,
daß darin keine persönliche Spitze gegen den Herrn Mi¬

nister liegen solle .

Abg . vr . Heimbnrger bestätigt diese Auffassung und

fährt fort : Der Herr Minister hat selbst anerkannt ,
daß dem Volke das direkte Wahlrecht unmöglich auf die

Dauer vorenthalten werden könne . Wenn der Herr Mi¬

nister zu dieser Ansicht gekommen ist , dann sollte er auch
dem Volke mit offener Hand entgegenkommen . Es würde

besser sein , freiwillig zu geben , was das Volk hier fordert ,
als es sich abtrotzen zu lassen . Man wird dann aner¬
kennen müssen , daß die Regierung sich mit staatsmännischer
Weisheit dem Verlangen desVolkes angeschlossen hat . Wenn die

Regierung das aber nur gezwungen thut , dann bin ich
überzeugt , daß sie dafür keinen Dank ernten wird .

Der Herr Minister hat weiter sein Bedauern darüber

ausgesprochen , daß die Besserstellung einer Anzahl von

Amtsvorständen von der Kommission abgelehnt worden

sei . Er hat aber selbst offenbar die Hoffnung aufgegeben ,
daß das Haus zu einem anderen Beschluß kommen werde .
Daß die Beförderungsverhältnisse dieser Beamten schlechter
seien als die der richterlichen Beamten , ist nicht nachge¬
wiesen . Das Gleiche gilt von den Gehaltsverhältnissen .
Ihre Stellung ist eine angenehme , ihre Thätigkeit eine

besonders befriedigende .
Der Herr Minister hat die Thätigkeit der Verwaltungs¬

beamten vor 30 Jahren mit einem politischen Nacht¬

wächterdienst verglichen ^ Politischer Nachtwächter zu
werden , ist nicht Jedermanns Sache , dagegen überall

fruchtbringend einzugreifen , wie das heute Sache dieser
Beamten ist , muß doch einen großen Reiz auf hervor¬
ragende Talente ausüben . Wenn der Zugang ein zu ge¬
ringer sein sollte , so ist das wohl darauf zurückzuführen ,
daß von ihnen eine politische Thätigkeit verlangt wird ,
die nicht Jedermann zusagt . Die gegenseitigen Ausfüh¬

rungen des Herrn Ministers haben uns nicht überzeugt .
Wenn diese Herren vielleicht auch nicht auf das Kommando

politischer Parteiführer zu hören gehabt haben , so hatten

sie doch auf ein Kommando von anderer Seite zu hören .
Sonst wäre die Haltung dieser Herren bei den früheren

und den jetzigen Wahlen nicht zu erklären .
Das Ministerium hat Vertrauen zu ihm auch in der

Wahlrechtsfrage verlangt . Ich glaube , man muß hier
etwas vorsichtig sein . Das dem Ministerium von Rechts
und Links ausgesprochene Vertrauen ist wohl nur in Er¬

wartung seiner künftigen Thaten ausgesprochen worden .
Wir ineinen : man soll ein Ministerium nicht loben , bevor

man seine Thaten gesehen hat . Wir würden uns fehl
freuen , wenn auch die politische Thätigkeit des Ministeriums
unsere Anerkennung verdienen würde . Wir wollen aber auch
dem Ministerium noch etwas Zeit geben , sich zu besinnen .

Abg . Dreesbach gedenkt des Ministerwechsels . Er

führt ungefähr aus : Auch von uns ist nie verkannt worden ,
daß der Vorgänger des jetzigen Herrn Ministers in wirth -

schastlicher Beziehung ausgezeichnet gewirkt hat ; um so
mehr aber waren wir seine Gegner in politischer Hinsicht .

In wie weit sich das ändern wird , wollen wir abwarten .
Der Herr Abg . Wacker hat gemeint , das Scheiden des
alten Ministers werde nicht lebhaft bedauert , in der Er¬

wartung , daß der Nachfolger andere Bahnen einschlagen
werde . Ich aber muß sagen : es kommt selten etwas

Besseres nach , und die seitherigen Thaten des neuen Herrn
Ministers rechtfertigen meines Erachtens die letztere An¬

sicht . — Warum Herr Eisenlohr gegangen , ist uns allen
klar . Man hat damals nach verschiedenen Gründen ge¬
sucht und glaubte unter anderem auch , in der Ernennung
des neuen fünften Mitglieds des Staatsministeriums den

wahren Rücktrittsgrund gefunden zu haben . Eisenlohr
schwieg eben . Aber zwei Monate nach seinem Rücktritt

ließ er anläßlich des Festessens beim Handelstags die Er¬

klärung vom Stapel , daß - die Schwenkung der national¬
liberalen Partei in der Wahlrechtsfrage die Stellung der

Regierung dem nunmehr einmüthigen Widerspruch des

Landtags gegenüber so sehr erschwere , daß er bei seinem
Alter und Gesundheitszustand den Standpunkt der Ne¬

gierung nicht mehr mit der genügenden Entschiedenheit
werde vertreten können . Daraus ist zu schließen , daß die

Regierung nicht Willens ist , vom früheren Standpunkt

abzugehen . Trotz der Erklärung von vorgestern bin ich

überzeugt , daß Herr Minister Schenkel dem direkten

Wahlrecht eben so ablehnend gegenübersteht wie sein Vor¬

gänger . Er hat das ja schon kurz vor seiner Berufung
bei einem Festessen des Handelstages — es wird über¬

haupt Sitte , bei Festessen programmatische Erklärungen
abzugeben — erklärt , er werde sich nur dann zu dem

Zugeständniß der direkten Wahlen verstehen , wenn Ge¬

währ dafür gegeben sei , daß neben den aus Massen¬
wahlen hervorgegangenen Abgeordneten auch die verschie¬
denen Jntereffenkreise des Landes Vertretung finden .

Dieses Programm weicht in gar nichts von demjenigen
Eisenlohr

' s ab . Hat der Herr Minister vorgestern auch
an die Stelle der „ Kautelen " die „ Begrenzungen

" treten

lasse "
, so scheint mir das uur ein anderes Wort für

denselben Zweck zu sein , und ich muß annehmen , daß
die „ Begrenzungen

" uns genau das wieder bringen
werden , was man früher als „ Kautelen "

verlangt hat .
Es ist das ja auch in einem amtlichen Erlaß ausgesprochen ,
den diesesmal zwar nicht der „ Vorwärts "

, sondern der

„ Rheinische Courier "
veröffentlicht hat und der dann auck

in der offiziösen „ Karlsruher Zeitung
"

Aufnahme fand .
Er ist an die Amtsvorstände gerichtet und regelt das

Verhalten der Amtsverkündiger gegenüber der Frage des ,
direkten LVahlrechts und spricht die Erwartung aus , daß
die Amtsvcrkündiger gegenüber den Forderungen der

Oppositionsparteien — zu denen jetzt ja auch die
Nationalliberalen gehören — die Absichten der Regierung
stets deutlich kundgeben : Neben den aus Massenwahlen
hervorgegangenen Abgeordneten müssen auch die ver¬

schiedenen Berufsstände in der Zweiten Kammer eine ent¬

sprechende Vertretung finden . Die Regierung hat auch ^
Ende des Jahres 1900 oder Anfangs 1901 , als die

Linksschwenkung der nationalliberalen Partei bekannt
wurde , in der „ Karlsruher Zeitung

" erklären lassen , daß

diese Schwenkung einem vollständigen Bruch mit der

Regierung gleichkomme und daß die Regierung eventuell

hierdurch den konservativeren Elementen des Centrums ,
die längst des Wacker ' schen Radikalismus überdrüssig
seien (Heiterkeit beim Centrum ) , in die Arme getrieben
werden könnte . Jedenfalls werde sich die Regierung
einer so großen Schwäche , den Forderungen der

Nationalliberalen nachzugeben , nicht schuldig machen .
Wenn ich solche Aeußerungen zusammenstelle und da¬

mit die vorgestrige Erklärung des Herrn Ministers ver¬

gleiche , so halte ich die Erwartung ^ ür gerechtfertigt : es

kommt selten etwas Besseres nach , in politischer



Richtung wenigstens . Wie es in der wirtschaft¬
lichen Entwicklung werden wird , wissen wir nicht , wir
hoffen aber , daß er hier die Bahnen seines Vorgängerswandeln werde . — Der Herr Minister spielt mit den
großen Parteien : während er das „ ungestüme Drängen

"
der nationalliberalen Partei in die richtigen Bahnen zudrängen sucht , findet er seine Freude an der „ konzilianten

"
Weise des Abg . Wacker . Er bittet , der Regierung Zeit
zu lassen zur Ueberlegung und gibt dem Landtag den
merkwürdigen Rath , sich auch noch zu besinnen . Der
Landtag hat sich doch schon seit Jahrzehnten mit dieser
Frage beschäftigt , eine weitere Besinnung ist also nichtmehr erforderlich , hätte auch kein anderes Ergebniß .Diese Erklärung hat uns aber die Ueberzeugung bei¬
gebracht , daß wir in absehbarer Zeit die Einführung des
direkten Wahlrechts von der Regierung nicht zu er¬
warten haben , es müßte denn sein , daß noch in diesem
Landtag das Verlangen nach dem direkten Wahlrecht
noch forscher gestellt wird , in einer Weise , daß kste
Regierung dasselbe gewähren muß . — All dies recht¬
fertigt es , wenn wir dem neuen Ministerium kein allzu
großes Vertrauen entgegenbringen . Der Herr KollegeWacker hat das Ministerium ein „ Ministerium der
Geradheit und Gerechtigkeit "

genannt , ich möchte es ein
„ Ministerium der Bedächtigkeit und Langsamkeit

" nennen .
(Heiterkeit .)

Was über die Wahlbeeinflussung durch Amts¬
vorstände gesagt wurde , dem kann ich beipflichten . Es
wurden bei den letzten Wahlen ihrerseits keine Wahlk¬
reisen unternommen , sie haben auch nicht direkt in die
Wahlen eingegriffen . Wenn auch hier und dort dagegen
gehandelt wurde , so sind das doch nur Ausnahmefälle ge¬wesen. Aber ganz hasenrein ist das Ministerium doch
nicht . Die Auslegung der Wählerlisten wurde schon im
August verlangt , so daß die Anschauung geweckt wurde ,wir stehen direkt vor der Wahl . Das Verlangen nacheiner so frühzeitigen Auslegüng der Listen ist fast als
eine Ueberrumpelung zu betrachten , in den größerenStädten war eine genaue , sorgfältige Aufstellung der
Listen gar nicht möglich . Nachdem aber die Listen vom23 . bis 30 . August ausgelegen hatten , hörte man Wochen - ,monatelang nichts mehr von der Wahl , bis Ende Sep¬tember der Wahltag auf den 4 . Oktober bestimmt wurde .
Ich weiß nun nicht , welche Verhältnisse bei dieser Ver¬
zögerung mitgespielt haben ; auf der einen Seite hieß es,man walle warten , bis der in Aussicht stehende Kom¬
promiß in Karlsruhe geschlossen sei ; wie dem auch sei —
ich glaube , es wäre Aufgabe der Regierung , den Wahl¬termin so bald als möglich bekannt zu geben , damit die
Parteien sich danach richten können , und einen bestimmten
Zeitraum einzuhalten zwischen Listenauslegung und Wahl¬termin . Wenn man auch mit einer solchen Verzögerung
nichts Böses im Schilde führt , so erweckt sie doch Be¬
fremden und Bedenken .

Der Herr Minister hat betont , die Erweiterung des
Gemeindewahlrechts sei ein Beweis für das Vor -
würtsschreiten der . Regierung . Dem muß ich doch ent¬
gegenhalten : ob man in Gemeinden bis zu 2000 oder
bis zu 3000 Einwohnern direkt wählt , ob man die
Bürgerausschüsse direkt , die Gemeinderäthe aber mittelstdes Dreiklassensystems wählt , das scheint mir kein großes
Entgegenkommen für die Wünsche der Gemeinden zu sein.Darin kann man nur eine kleinliche Abschlagszahlungerblicken, mit der kaum Jemand einverstanden sein wird .

In der Frage der Besserstellung der Vorstände der
7 bedeutendsten Bezirksämter stehe ich vollständigauf dem Boden der Kommission , weil eine derartigespezielle Aufbesserung nicht so unbedingt geboten erscheint ,und weil ich fürchte , daß , wrnn nunmehr dem dringenden
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Wunsche der Regierung Folge gegeben würde , nnd wenn
auch die Geometer eine Aufbesserung erführen , dann die
allgemeine Revision des Gehaltstarifs aä Lnlenäas Olrue-
os,8 vertagt würde . Ich wünsche aber , daß diese allge¬meine Revision recht bald vorgenommen werde , darum
bin ich sehr dafür , daß gerade die Beamtenkategorie , anderen Besserstellung die Regierung ein großes Interesse
hat , jetzt nicht vorweggenommen wird . Denn darüber
darf man einverstanden sein, daß das Bedürfniß nach
Besserstellung bei den unteren Beamten erheblich dringen¬der ist als bei den Amtsvorständen der großen Bezirks¬
ämter .

Ich bin auch mit der Begründung einverstanden ,
welche die Kommission für die Besserstellung des Vor¬
sitzenden des Schiedsgerichts in Mannheim
findet . Nur wünschte ich , daß die Anerkennung seiner
übergroßen Arbeit in einer anderen Form geschähe. Ich
glaube , daß weder durch Gehaltsaufbesserung noch durch
Gewährung einer Dienstwohnung die Verhältnisse selbst
sich in Mannheim ändern werden . Das Schiedsgerichtin Mannheim hat im vergangenen Jahr 692 Urtheile
aufzuweisen , und eine solche Menge Arbeit übersteigt die
Kraft eines Mannes ; wenn man nicht will , daß die
gründliche Prüfung und Ausarbeitung der Urtheile Nothleidet , so muß man Sorge tragen , daß dem Herrn Vor¬
sitzenden ein ständiger , arbeitskräftiger Gehilfe beigegebenwird .

Die Erklärung des Herrn Ministers , die Verwal¬
tungsbeamten sollen keine Agenten politischer Parteien
sein , kann ich vollständig unterschreiben . In diesem Punkte
weicht er wohlthuend von seinem Vorgänger ab , der sichmit der nationalliberalen Partei zu ioentifiziren pflegte .Der Herr Minister hat aber eine Einschränkung machen
zu müssen geglaubt : er verlangt , der Anwärter , für . den
Verwaltungsdienst dürfe den Staat nicht als einen
„ Räuber am Kirchengut "

betrachten und nicht von einer
„ liberalen Mißwirtschaft " reden . Der Anwärter muß
also eine „ staatstreue "

Gesinnung haben , d . h . diejenige /die gerade im Ministerium ihren Ausdruck findet . Da
darf ich wohl dem Herrn Kollegen Wacker sagen , daß es
noch lange gehen wird , bis wir einen Oberamtmann haben ,der dem Centrum angehört , beinahe eben so lange , als
bis ein Oberamtmann Sozialdemokrat ist . (Heiterkeit .)Wir werden also auch in Zukunft nationalliberale Amt¬
männer haben , und wenn sie auch nicht mehr gleich laut
Politik machen wie früher , so werden sie es doch thun ,
so gut wie sie können.

Dem Verlangen nach einer Aufbesserung der Schutz¬leute kann ich mich nur anschließen . Der Herr Minister
hat gemeint , „ Halbgötter " können wir nicht als Schutz¬leute haben . Keiner von uns geht so weit , das zu ver¬
langen ; da müßten ja die Beamten ganze Götter sein ,und was sollte man vom Minister verlangen ? Er müßteein Uebergott sein ! (Große Heiterkeit .) Wir verlangenvom Schutzmann Energie , Anstand und Takt . Daß wir
aber bei einer Bezahlung von 1l50 M . nicht die besten
Kräfte bekommen können , liegt auf der Hand . Durch
Taktlosigkeit der Schutzmannschaft können Unruhen her¬
vorgerufen werden , ja sogar Empörung . Auch muß an¬
erkannt werden , daß das Publikum nicht immer Takt
besitzt , allein gerade deshalb muß man unter den Schutz¬leuten Charaktere Halen , damit sie Unruhen durch ein
rechtes Wort am rechten Platz vorzugreifen im Stande
sind . Hier ist jedenfalls eine Aufbesserung nothwendigerals bei den Amtmännern , das wird niemand bestreiten .

Für uns ist das Wichtigste die Stellung des Herrn
Ministers den sozialen Gesetzen gegenüber . Und da
scheint mir seine Stellungnahme zur Fabrik in spektion
äußerst bedenklich zu sein . Der Leiter . .derselben ist eine
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ausgezeichnete Kraft , er hat sich das Vertrauen der Arbeiter

in weiten Kreisen erworben . Man hat sogar versucht ,

ihn zu verdächtigen , weil er zu viel von Sozialdemokraten

gelobt worden ist . Aber bei allem Ansturm hat der

Vorgänger des jetzigen Herrn Ministers das Jnspektorat

stets zu schützen gewußt . Herr Geh . Oberregierungsrath

Wörishoffer und seine Beamten haben ihr Amt richtig

ausgefaßt , sie haben erkannt , daß sie in erster Reihe zum

Schutze der Arbeiter da sind , auf der ankeren Seite aber

haben sie sich auch den gerechten Forderungen der Unter¬

nehmer nicht verschlossen . — In den letzten Wochen aber

wurde eine Thatsache bekannt , die geradezu das Ver¬

trauen , das die Arbeiterschaft bisher zur Fabrikinspektion

hatte , über den Hausen zu werfen geeignet ist . In der

Fabrik von Großmann in Brombach kamen Hingehörig¬

keiten vor . und man wandte sich an die Inspektion um

Abhilfe . Diese wurde gewährt . Als hierauf ein Arbeiter

entlassen wurde , passirte ein Gewaltakt , und der Ent¬

lassene wurde verhaftet , weil er der Thäter sei . Die

Staatsanwaltschaft wandte sich nun an die Fabrikinspek¬

tion um Herausgabe der Beschwerdeakten , um festzustellen ,

ob der Angeklagte Frey auch unter den Beschwerdeführern

gewesen war . Die Akten wurden , nachdem inzwischen das

Ministerium angegangen worden war , ausgeliesert ; ein

Wachtmeister wurde mit den Recherchen nach der Herkunft

der Beschwerde betraut , und die Namen der Beschwerde¬

führer wurden auch in der Verhandlung verlesen . Die

Entlassung derselben ist also nur noch eine Frage der

Zeit . Wenn die Fabrikinspektion nach 8 139 b verpflichtet

ist zur Geheimhaltung von Betriebsanlagen , deren Kenntniß

sie amtlich verlangt hat , so ist sie auch geradeso zur Geheim¬

haltung dessen verpflichtet , was ihr von den Arbeitern zu¬

geschickt wird . — Dem Ersuchen um Aktenauslieferung
wurde erst entsprochen , als das Ersuchen des Untersuchungs¬

richters an die Vorgesetzte Behörde (d . i . das Ministerium

des Innern ) gelangt war . Das ist ein unerhörter Ueber -

griff , und wenn der Herr Minister auf diesem Stand¬

punkt steht , dann wissen wir , was wir in Zukunft von

ihm zu erwarten haben . Da ist es nicht zu verwundern ,

daß auch die früher so vortrefflichen Berichte der Fabrik¬

inspektion kürzer werden > Es scheint , daß der jetzige Minister

nicht den scharfen Rückhalt hat gegenüber den Unter¬

nehmern wie sein Vorgänger .
Auch der Errichtung von Gewerbegerichten scheint

der Herr Minister nicht freundlich gegenüber zu stehen .

So ist in Konstanz , obschon längst über die Errichtung

Beschluß gefaßt war , die Wahlen stattgefunden hatten ,
das Gericht konstituirt war , durch Ministerialerlaß ver¬

fügt worden , daß das Gewerbegericht erst am 1 . April

in Thätigkeit treten solle .
Aus all dem von mir Vorgetragenen erhellt zur Ge¬

nüge , daß wir das Vertrauen nicht theilen können , das

dem neuen Ministerium von anderer Seite entgegebracht
wird . (Beifall bei den Sozialdemokraten .)

Abg . Wittum : Die durch die Reichsgesetzgebung ein¬

geführten Lohnbücher für Minderjährige , deren Ein¬

führung ja einem durchaus wohlwollenden und humanen
Gedanken entsprungen ist , haben sich als zwecklos und

lästig erwiesen . In der Praxis ist es ganz anders ge¬
kommen , als man bei Einführung des Gesetzes Machte .

Unsere Arbeitgeber haben diese Lohnbücher angeschafft .

Sie erfüllen aber nicht ihren Zweck , weil sie nicht nach

der Absicht des Gesetzes den Eltern vorgelegt werden .

Es wird überall über die große Belästigung der Arbeit¬

geber und die Zwecklosigkeit dieses Gesetzes geklagt . Wo

die elterliche Autorität noch vorhanden ist , da sind solche

Lohnbücher nicht nothwendig , um die minderjährigen Ar¬

beiter zur Ablieferung ihres Lohnes oder Rechenschafts¬

ablegung vor den Eltern zu veranlassen ; wo sie nicht

vorhanden ist , wird das auch durch die Lohnbücher nicht

zu erreichen sein . Unsere Arbeitgeber haben sich allen

Anforderungen der sozialen Gesetze willig unterzogen .

Bei dieser Einrichtung wird man aber an den Satz

erinnert : „ Vernunft wird Unsinn , Wohlthat Plage !
"

Ich möchte die Regierung bitten , dieses Reichsgesetz auf

seine Wirkung zu prüfen , und bin sicher , daß dann die

Regierung auch zu der Ueberzeugung von seiner Zweck¬

losigkeit kommen und auf seine Aufhebung im Bundes --

rath hinwirken wird .
Den Ausführungen des Abg . Wilckens über unsere

Stellung zu dem neuen Herrn Minister kann ich mich

nur anschließen . — Eine Vorlage auf bessere Bezahlung

der Schutzmannschast würde im Hause wohl keine Schwie¬

rigkeiten finden . Auch die Wohnungsverhältnisse dieser

Beamten sollten gebessert werden .
Der Herr Abg . Wacker hat mit Genugthuung auf die

Thatsache hingewiesen , daß sich die Verwaltungsorgane

diesmal nicht in die Wahlen eingemischt haben . Auch ich

Quöchte meiner Genugthuung darüber Ausdruck geben .

Seit 14 Jahren haben wir auf jedem Landtag immer

gehört , daß die nationalliberale Partei ohne die Regie¬

rungsunterstützung ihren Besitzstand nicht wahren könnte

und der Herr Abg . Venedey hat sogar gemeint , wenn

diese Unterstützung wegfallen würde , werde die national¬

liberale Partei bald in einem einzigen Zweispänner an

diesem Hohen Hause ansahren können . Diese Legende ist

so oft wiederholt worden , daß die Regierung wohl schließ¬

lich selbst daran glaubte . Bei den letzten Wahlen hat sich

die Regierung einer Einmischung , wie anerkannt wurde ,

enthalten und das Resultat war : wenn das Wahlglück

nicht in einigen Fällen gegen uns entschieden hätte , wäre »

wir in verstärkter Zahl in dieses Haus eingezogen .

Den Ausführungen des Herrn Ministers über die

politische Haltung der Verwaltungsbeamten
kann ich mich vollkommen anschließen . Es würde keine

guten Folgen haben , dem Wohle des Landes nicht dien¬

lich sein , wenn der Chef einer Staatsverwaltung bei

seinen Anordnungen nur eine widerwillige Unterstützung

seitens seiner Beamten finden würde . Ein dem Centrum

angehöriger Minister würde vielleicht mit noch größerer

Energie verlangen , daß er von seinen Beamten unterstützt

wird , und das mit Recht . Ich nehme an , daß der Abg . Wacker

bei seinen Ausführungen , daß die Parteiangehörigkeit kein

Hinderniß für den Eintritt in den Verwaltungsdienst

sein solle , nur die Parteien gemeint hat , die auf dem

Boden der heutigen Gesellschaftsordnung stehen . Ich

könnte mir wenigstens den Herrn Kollegen Dreesbach trotz

seiner großen Fähigkeiten nicht recht als Landeskommissär

vorstellen . Auch der Herr Kollege Vorderer würde nicht

zum Oberamtmann taugen , er würde die Bürgermeister

zu schlecht behandeln . (Heiterkeit .) Der vom Kollegen

Vorderer angegriffene , als Pascha bezeichnte Bürger¬

meister von Berghausen ist mir gegenüber von ver¬

schiedenen Seiten sehr gelobt worden . Ich möchte

übrigens dem Herrn Kollegen Vorderer doch bemerken ,

daß derartige Aeußerungen über Bürgermeister , wie er

sie gebraucht hat , nach Form und Inhalt nicht geeignet

sind , das Niveau der Badischen Zweiten Kammer besonders

hoch zu heben , sie gehören wohl in den Bürgerausschuß ,

aber nicht hierher .
Der Herr Abg . Or . Binz hat größere Freundlichkeit

und Höflichkeit der unteren Verwaltungsbeamten gegen¬

über dem Publikum und größere Beschränkung der poli¬

zeilichen Strafverfügungen gewünscht . Seine Ausfüh¬

rungen haben im ganzen Lande Wohl ein freudiges Echo

gefunden . Der Herr Minister hat gemeint , das sei eben

Sache des angeborenen Taktes der Beamten . Aber Höf¬

lichkeit und Takt können , wo sie nicht ^angeboren sind ,

auch anerzogen werden und es wäre dankenswerth , wenn

der Minister da und dort in dieser Richtung seinen Ein -



fluß geltend machen würde. — Der Herr Abg . Dreesbach
hat behauptet, in früheren Jahren sei aus Kreisen von
Pforzheim und Mannheim versucht worden, die Großh .
Fabrikinspektion bei der Regierung zu verdächtigen .
Wenn der Herr Abg. Dreesbach etwa mich dabei im Auge
gehabt hat , so müßte ich ganz energisch dagegen prote-
stiren. Wenn heute selbst die Minister sich scharfe Kritik
gefallen lassen müssen , dann ist auch die Fabrikinspektion
keine geheiligte Majestät , der gegenüber keine Kritik er¬
laubt wäre. Die Handelskammern haben nur ihr gesetz¬
liches Recht ausgeübt, wenn sie gegen einzelne Maßnah¬
men der Fabrikinspektion Stellung genommen haben.Der Herr Minister hat gegenüber der nationallibe¬
ralen Partei einen etwas scharfen Ton angeschlagen
wegen ihrer veränderten Stellung zur Wahlrechts¬
frage . Er scheint die Strömungen in den einzelnen
Parteien doch nicht genau zu kennen . Mein Parteige¬
nosse Binz und ich sind immer auf dem Standpunkt des
direkten Wahlrechts gestanden . Wenn wir trotzdem den
Kautelen zugestimmt haben, so geschah es , weil wir uns
von unserem alten Führer nicht trennen wollten und weil
wir glaubten, daß mit den Kautelen eine Verständigung
mit der Regierung möglich sei . Wenn die Großh . Re¬
gierung oder einzelne Kreise des Landes eine radikale
Gefahr im direkten Wahlverfahren sehen, so ist das wohl
unbegründet. Wenn eine solche Gefahr des Ueberhand-
nehmens des Radikalismus vorhanden ist , dann liegt sie
in der Allgemeinheit und Gleichheit des geltenden Wahl¬
rechts ! Jeder , der wie ich seit Jahrzehnten das ganzeElend unseres indirekten Wahlverfahrens miterlebt und
bis zum Ekel durchgekostet hat , muß sagen , daß es zueiner leeren Form ohne Inhalt , ja geradezu zu einer
Farce geworden ist. Ich hoffe, daß die Regierung , wenn
ein einstimmiges Votum der Kammer vorliegen wird,
ihren Widerstand gegen das direkte Wahlrecht ausgeben
wird.

Abg . Blümmel dankt der Regierung für Zuwendungen
an verschiedene Gemeinden seines Bezirks , einer nur in
des Wortes wörtlichster Bedeutung „ steinreichen " Gegend.
Ich möchte die Großh . Regierung bitten , wenn noch einigeandere Gesuche von Gemeinden einkommen werden , auch
diese wohlwollend zu prüfen und ihnen zu entsprechen.

Sehr gefreut hat mich , daß die Staatsdotation
für Kreis straßen auf 400000 M . erhöht worden ist .
Ich stimme auch dem bei , was der Herr Abg . Klein hier¬
zu gesagt hat . Die Kommission hat wohl bei ihrer
Stellungnahme der Gedanke geleitet : „ Geh' der Regierung
zart entgegen , Du gewinnst sie auf ein Wort"

, der Abg .
Klein aber hat gemeint : „Doch wer keck ist und verwegen ,kommt gewiß noch besser fort .

" — Redner dankt auch hier
der Regierung für verschiedene Zuwendungen an Gemein¬
den seines Bezirks und bringt dann einen Fall eines
Schweizer Arztes zur Sprache, der in jener Grenzgegend
viel Staub aufgewirbelt habe . Durch die Schuld dieses
Arztes sei der Tod eines Menschen herbeigeführt worden.Das Basler Gericht, das sich auf Intervention der Reichs¬
regierung mit der Sache befaßt habe , habe sich für un¬
zuständig erklärt, die Entscheidung sei Sache der Gerichte
des Heimathskantons Thurgau . Wie die Sache nun bei
dem Gericht in Laufenburg ausgehen wird , weiß man
noch nicht. Wenn der Arzt freigesprochen werden würde,dann wäre vor allem in Frage gestellt , ob die Familie
eine Entschädigung von ihm erlangen könnte .

Das Ministerium des Innern hat den Verkehr der
Aerzte an der Grenze besonders zu überwachen und
ich möchte deswegen bitten , diese Angelegenheit wohl im
Auge zu behalten . Wenn die Familie auf gerichtlichem
Wege nicht zu ihrem Recht kommen kann, dann könnte
man ihr vielleicht auf anderem Wege eine Entschädigung

zukommen lassen . Ich glaube, der Fall ist geeignet ,
Veranlassung dazu zu geben , diese Verhältnisse auch von
Reichswegen '

zu prüfen, insbesondere ob nicht eine Aenderungin den Auslieferungsverträgen nothwendig ist , damit der¬
artige schwere Verbrechen nicht ungesühnt bleiben. Hier
besteht jedenfalls eine Lücke in der Gesetzgebung , die be¬
seitigt werden sollte.

Abg . Eder : Die Einführung des direkten Gemeinde¬
wahlrechts in den Gemeinden bis zu 2 000 Einwohnernhat keine große Bedeutung , insbesondere für die Pfalz,wo wir überwiegend Gemeinden mit mehr als 2 000
Seelen haben . Diese Grenze ist zu nieder. — Redner
(auf der Tribüne schwer yerständlich ) trägt eine Reihe
von Spezialwünschen vor. Ein anderes Verfahren solltebei der Ernennung der Bezirksräthe Platz greifen. Die
Baukontroleure und Kulturmeister sollen fixirt werden.
Diese Beamten sollten mehr belehrend und nicht gleich
strafend Vorgehen gegen das Publikum . Die Kultur¬
inspektion ist ein sehr wichtiges Institut . Die Kultur¬
meister sind darüber unzufrieden , daß sie zu oft aus¬
wärts sein müssen . — Redner unterstützt auch die
geäußerten Wünsche hinsichtlich der Schutzmannschaft und
Gendarmerie. — Bei der Straßenerhaltung sollte das
bisherige Flicksystem beseitigt werden . Es sollten mehr
Dampfwalzen angeschafft werden .

Abg . Obkircher : Ich theile die Anschauung derjenigen
Herren , welche für eine Besserstellung der Bezirks -
geometer eingetreten sind . Die bis jetzt getroffenen
Maßregeln sind nicht genügend . Der Zugang zu diesem
Fache wird so lange kein genügender sein , als die erfor¬
derliche Besserstellung nicht erfolgt ist.

Die Klagen der Schutzmänner find berechtigt , ins¬
besondere auch wegen des zu geringen Monturaversums
(90 M . jährlich) .

Im Oberland wird vielfach über eine zu geringe Kon-
trole der Fahrgeschwindigkeit der Motorfahrzeuge geklagt.Sie fahren oft zu rasch und nicht vorschriftsgemäß aufder rechten Fahrbahn . Es wird nöthig sein , zu verlangen ,daß , wie bei den Fahrrädern, an einer gut sichtbarenStelle eine sehr groß angelegte Nummer angebracht wird ,nach welcher die Jndentität sestgestellt werden kann. Weit
verbreiteten berechtigten Klagen wird durch eine solche Ein¬
richtung abgeholfen werden können .

Zu dem vom Abg . Dreesbach angeführten Fall , von
dem er gesagt hat , daß er zu einer Erschütterung des
Vertrauens der Arbeiter zur Fabrikinspektion führenwerde , kann ich Folgendes mittheilen : In der fraglichen
Fabrik ist ein Arbeiter entlassen worden und hat dann aus
Rachsucht eine schwere Sachbeschädigung verübt , wodurchein Schaden von 1000 M . entstand. Er wurde zu einem
Jahr Gefängniß verurtheilt und hat unter Verzicht aufdas Rechtsmittel der Revision die Strafe sofort ange¬treten. Die Sache war in der Untersuchung sehr schwierig
gelagert. Aus einer Anzahl von Judicien war der Ve¬

rweis der Thäterschaft zu erbringen. Eine nicht unerheb¬
liche Rolle spielte dabei die Frage , ob Frey , der Thäter,betheiligt war an Beschwerden, die gegen die Fabrik bei
der Fabrikinspektion eingereicht waren. Der Untersuchungs¬
richter hat deswegen die Akten eingefordert , die die Fabrik¬
inspektion (nach Zeitungsnachrichten ) zuerst verweigert
haben soll. Auf eine Beschwerde an das Ministerium
sei dann von diesem die Herausgabe der Akten angeord¬net worden . — Die Fabrikinspektion war nicht berechtigt ,die Herausgabe zu verweigern . Nach 8 139 b Gewerbe¬
ordnung ist sie nur zur Geheimhaltung bezüglich der
amtlich zu ihrer Kenntniß gelangten Geschäfts - und Be¬
triebsgeheimnisse verpflichtet . Dieser Fall liegt hier nicht
vor. Nach der Strafprozeßordnung stand ihr ebenfalls
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kein Recht der Verweigerung der Herausgabe zu . Bei
einer Vernehmung als Zeuge hätte der Fabrikinspektor
auch auf Verlangen die Namen der Unterzeichner jener
Beschwerde nennen müssen . Es ist aber in diesem Fall
von dem Gericht mit ganz besonderer Delikatesse vorge¬
gangen worden . Es ist unrichtig , daß in der Verhand¬
lung die Namen der Unterzeichner genannt wurden . Es
wurde nur ein Zeuge gefragt , ob ein mit Namen ge¬
nannter Arbeiter und ob Frey Mitunterzeichner waren ,
was beides verneint wurde . Er wurde dann noch gefragt ,
ob Frey davon gewußt habe , daß eine solche Beschwerde
eingereicht werde , was er bejahte . Die Namen der Unter¬

zeichner wurden absichtlich nicht genannt und also kein

Geheimniß verletzt . Wenn das aber nöthig gewesen wäre

für die Untersuchung , dann wäre es auch erlaubt gewesen.
Das höhere Interesse wäre eben dann der Untersuchungs¬
zweck gewesen, dem eben das andere Interesse an der

Wahrung des Geheimnisses hätte weichen müssen . Es

hätte ja vielleicht auch ein Unschuldiger verurtheilt wer¬
den können , wenn die Sache nicht gründlich aufgeklärt
wurde .

In manchen Landesgegenden wird über zu große Be¬

lästigung der Bevölkerung durch die Einquartirung
geklagt , daß zu ungleich in der Vertheilung der Einquar¬
tierungslast vorgegangen werde und daß die gezahlten
Entschädigungen zu gering seien. Der Amtsbezirk Mos¬
bach , der zu den Gegenden mit hügeligem Terrain gehört
mit weniger werthvollem Boden und deßhalb geringeren
Flurentschädigungen , die bei Truppenübungen bevorzugt
werden , hat darüber besonders zu klagen . Die Gemein¬
den sind genöthigt , zu den geringen Entschädigungen Zu¬
lagen zu zahlen , die die Gemeinden schwer belasten . In
irgend einer Weise muß hier Abhilfe geschaffen werden .
Das könnte dadurch geschehen , daß man derartige Gegen¬
den , die öfters mit Einquartierung belegt waren , wieder

auf längere Zeit damit verschont . Es könnte auch ge»

schehen durch Anlage eines Truppenübungsplatzes
und ich bitte die Großh . Regierung um Auskunft über
den Stand dieser Angelegenheit . Wenn auf diese Weise
Abhilfe nicht möglich wäre , dann müßte an einen Zu¬
schuß aus allgemeinen Landesmitteln an die betheiligten
Gemeinden gedacht werden .

Der Herr Abg . Wacker hat gemeint , der Zugang zur
Verwaltung werde ein befriedigender sein , wenn Nie¬
mand mehr etwas zu befürchten hätte wegen seines
religiösen oder politischen Bekenntnisses . Der Herr
Minister hat ihm erwidert , daß es nicht möglich sei ,
ganz abzusehen von der politischen Gesinnung . Ich möchte
darauf Hinweisen, daß in parlamentarisch regierten Staaten
auf die politische Gesinnung der Beamten besonders ge¬
sehen wird , daß z . B . in Frankreich jedem Minister¬
wechsel sofort ein Präfektenschub nachzufolgen Pflegt . Ich
möchte auch daran erinnern , daß Fürst Bismarck einmal
erklärt hat , die Verwaltungsbeamten seien verpflichtet ,
auch bei den Wahlen die politischen Grundsätze der Re¬
gierung zu vertreten . Eine Betheiligung an den Wahlen -

ist von unfern Verwaltungsbeamten nie verlangt worden .
Daß sir sich diesmal der Betheiligung an den Wahlen
enthalten haben , war uns nur erwünscht , da dadurch die
alte Legende zerstört worden ist , daß wir unsere Erfolge
lediglich der Regierung , ihren Organen zu verdanken
haben . Wenn man nun frägt , was für Anforderungen
soll die Regierung nach der politischen Seite hin stellen ,
sa antworte ich : die politischen Verwaltungsbeamten sollen
sich im Wahlkampfe niemals agitatorisch bethätigen . Die
Ausübung des eigenen Stimmrechts und die Meinungs¬
äußerung im privaten Kreise , in geschlossenen politischen
Vereinsverfammlungen soll ihnen unbeschränkt bleiben .
Wenn aber im Wahlkampfe die Handlungen der Re¬

gierung in agitatorischer Weise entstellt werden , dann ist
es ihre Aufgabe , zur Richtigstellung und Feststel¬
lung der Wahrheit beizutragen . Das muß natür¬
lich gelten gegenüber der Thätigkeit jeder Partei .
Auch in ihrer dienstlichen Thätigkeit können die Ver -
waltun 'gsbeamten in der Lage sein , eine politische Mei¬

nung auszusprechen . Dann handeln sie als Organe der

Regierung nach deren Weisungen . Zn diesen politischen
Fragen wird am besten der die Grundsätze der Regierung
vertreten können , der in politischer Beziehung aus dem
gleichen Boden steht wie sie , es wird noch genügender ,
wer überhaupt keine politische Gesinnung hat oder stark
genug ist , sie in den Hintergrund zu drängen und viel¬
leicht auch einmal gegen seine Ueberzeugung zu handeln .
Wenn einer eine ausgeprägte politische Gesinnung hat ,
die der der Regierung stracks zuwiderläuft , wird er sich
selbst am Besten fernhalten von dem Wunsch in den
Dienst der Verwaltung einzutreten . So lange die Re¬
gierung politische Arbeit treibt und das ist auch in den
Einzelstaaten trotz einer aufgetretenen gegentheiligen Mei¬

nung immer noch der Fall , muß sie auch Organe haben ,
die sie dabei unterstützen .

Aus der Erklärung des Herrn Ministers zur Wahl¬
rechtsfrage habe ich nur ein „ Nein " herausgehört ,
zum mindesten ein „ Vorerst nein "

. Der Herr Minister
hat uns noch Bedenkzeit geben wollen . Wir danken für
den freundlichen Rath , uns noch zu besinnen , können
aber keinen Gebrauch davon machen , weil wir uns
genug besonnen haben . Wir verlangen die Einführung
des direkten Wahlrechts und knüpfen daran nur eine
einzige „ oonäitio sine qua non "

. Ob auch das Centrum
auf demselben Standpunkt steht , weiß ich nicht ; das zu
erklären wird Sache des Centrums sein . Der Herr
Minister hat anerkannt , daß unser Antrag eine geeignete
Grundlage , für eine Verständigung abgeben könnte , daß
unsere veränderte Stellungnahme auf rein sachliche
Erwägungen zurückzuführen ist . Daß er uns dies letztere
Zeugniß noch besonders ausgestellt hat , war nicht nöthig .
Der Herr Minister des Innern hätte am allerwenigsten
Grund , uns einen Vorwurf daraus zu machen , daß wir
erst jetzt dazu gekommen find , das direkte Wahlrecht zu
fordern . Wenn in dieser Frage ein Vorwurf erhoben
werden kann , dann ist es der , daß das Ministerium
selbst noch nicht zu einer bestimmten Stellungnahme
gekommen ist . Der Herr Minister will noch Bedenkzeit
haben . Das ist etwas eigenthümlich . Er hat doch
Gelegenheit und Zeit genug gehabt , sich zu besinnen .
Als Mitglied der Ersten Kammer auf dem vorigen
Landtag hat er doch wohl auch die Denkschrift der
Regierung über diese Frage gelesen , und was in der
Presse , in Versammlungen darüber gesagt wurde . Er
kennt also auch wohl die Entwicklung dieser Frage . —
Eine Regierung , die in einer solchen Frage nicht zu
führen weiß , ist in Gefahr , in das Schlepptau der
Parteien zu gerathen .

Der Herr Minister hat dann auch gemeint , daß der
gegenwärtige Verwaltungsdienst nicht mit einem politischen
Nachtwächterdienst zu vergleichen sei , wie der vor
30 Jahren . Von diesem Ausspruch gilt wohl auch :
„ Doch kaum war ihm das Wort entfahren , möcht' er's
im Busen gern bewahren .

"

Abg . Kist kann sich mit den Anforderungen für tech¬
nische Referenten im Ministerium einverstanden er¬
klären . Die bisherige Art der Besetzung eines technischen
Referenten hatbei den Bezirksbauinspektionen eine tiefgehende
Verstimmung und ernstliche Beunruhigung hervorgerufen .
Diese Beamten glauben , daß auch unter ihnen sich Leute
finden , die vollständig befähigt sind , an leitender Stelle
zu wirken . Sie meinen , daß es nur ein Gebot der Ge-



281
rechtigkeit sei , wenn auch sie bei der Besetzung dieserStellen berücksichtigt würden. Bis jetzt schließt dieseEarrisre gewöhnlich mit der Erlangung einer Borstands¬stelle ab . Das schließt die Gefahr in sich , daß die tüch¬tigen jungen.Techniker sich einer so wenig aussichtsreichenLaufbahn mehr zuwenden . Nach der Erklärung desHerrn Ministers ist ja Aussicht auf Aenderung dieserVerhältnisse vorhanden.

Auch ich würde eine Besserstellung der Bezirks¬geometer begrüßen. Die Wünsche der Geometer inihren Eingaben dürfen als wahlberechtigte bezeichnetwerden . Auch andere Beamte : die Kulturmeister undund vor allem dA.t .ekhnlschen Assistenten , die ineine Tarifklasse eingereiht sind , wohin sie gar nicht ge¬hören, bedürfen wohl einer Besserstellung . Ich möchte andas Ministerium die Anfrage richten , ob nicht bei denihm unterstellten technischenAssistenten wie bei denen an¬derer Verwaltungszweige ein Aufrücken in eine andereTarifklasse ermöglicht werden könnte . — In der Fischer ei -pflege sind schon sehr schöne Erfolge erzielt worden.Diese Frage ist besonders wichtig für die Bodenseegegend ,und ich bitte die Großh . Regierung , olles zu thun , umdie Erhaltung des Fischreichthums zu ermöglichen .Redner berührt dann noch einige technische Fragen derKorrektion des Bodenseebetts und hofft , daß die Eisen¬bahnbrücke bei Konstanz über den Rhein bald verlegtwerde im Interesse der Verkehrssicherheit . Die StadtKonstanz wollte einen Motorfähreubetrieb in der Näheder Brücke einrichten , was aber an dem Widerspruch derSchweiz scheiterte. Die Stadt hat schon große Ufer¬befestigungen ober- und unterhalb der Rheinbrücke vorge¬nommen , und es wäre ein Staatszuschuß zu diesen Ar¬beiten erwünscht. — Zwischen der Donau und der Aachbesteht bekanntlich eine unterirdische Verbindung . Eswird geplant, um das Sinken der Donau zu verhüten,das doch ein natürlicher Vorgang ohne menschliches Zuthunist , diese Verbindung aufzuheben . Die badische Industrieist auf ungeschmälerten Wafferbxzug der Aach angewiesen ,und ich möchte die Regierung bitten , hier die Interessender badischen Interessenten zu wahren .
Wegen der beantragten Höhe der Staatsdotation zuWegebauten stehe ich auf dem Standpunkt des Abg .Klein . Ich hätte es gern gesehen, wenn auch der Staats¬beitrag an Gemeinden zur Wasserversorgung ent¬sprechend erhöht worden wäre, um eine größere Zahl vonGemeinden hier wirksam unterstützen zu können. Es istzu befürchten , daß in einer Reihe von Fällen Gesuchewerden abgeschlagen werden müssen , weil keine Mittelda sind .

Von den 170 Blättern der geologischen Landes¬aufnahme ist jetzt ungefähr der sechste Theil veröffent¬licht. Es wird also wohl noch geraume Zeit dauern , bisdas ganze Werk abgeschlossen ist . Die baldige Fertigstellungeiniger beinahe abgeschloffener Blätter liegt im allgemeinenInteresse . Ich kann zum Schluß der Regierung die Anerken¬nung nicht versagen , daß sie sich bemüht hat, soweit diefinanziellen Kräfte des Landes es gestatten, den an siegestellten Anforderungen nachzukommen .
Präsident des Ministeriums des Innern Geh . Rathvr . Schenkel legt einen Gesetzentwurf, betreffend die Ab¬änderung des Ausführungsgesetzes zum Unfall - und

Krankenversicherungsgesetz vom 24. März 1888 , vor.Zur Begründung der Vorlage führt er aus : Hauptsäch¬lich formale Gründe bestiinmen uns dazu, die Aenderungen ,die das Reichsgesetz von 1886 inzwischen erfahren hat,auch auf das badische Ausführungsgesetz zu übertragen.Außerdem aber glaubten wir , in Aussicht nehmen zusollen, daß das Ausführungsgesetz von 1888 in einem

Punkte , soweit die seither gemachten Erfahrungen dazuAnlaß geben, auch materiell geändert werde, nämlich inder Richtung, daß landwirthschaftliche Betriebe der klein¬sten Art, die sich lediglich als landwirthschaftlicheNeben¬gewerbe darstellen , in geringerem Umfang als bisher zuden Lasten der landwirthschastlichen Unfallversicherungherangezogen werden .
Uebergehend zu der auf der Tagesordnung stehendenBudgetdebatte will ich zunächst alles das aus meinenAusführungen ausscheiden , was sich auf Spezialpositionenderjenigen Budgettheile bezieht , auf welche sich der unsererBerathung zu Grunde Legende Bericht der Budgetkom¬mission noch nicht bezieht — so insbesondere die Be¬merkungen, die aus dem Gebiete der Wasser- und Straßen¬bauverwaltung gemacht wurden, über die Automobile,die Kulturmeister, technischen Assistenten , des Deck- undFlicksystems und über die Konstanzer Brücke . Ich be¬halte mir vor, bei Berathung dieser Einzelpositionendieser Budgettheile geeignetenfalls auf die hier gegebenenAnregungen zurückzukommen .

Was nun zunächst die im allgemeinen dem Ministeriumdes Innern und seinem Wirken in Verfassungs - undpolitischen Fragen gewidmeten Aeußerungen der HerrenVorredner angeht, so hat sich insbesondere der HerrAbg. Dreesbach eingehender darüber verbreitet , inwie weit es angezeigt sei , Vertrauen oder Miß¬trauen dem neuen Ministerium entgt genzubringen . Esist eine sehr zarte Sache um das Vertrauen; esmuß von felbst wachsen und ged . ihen unter demstillen Wirken der Thatsachen. Mit absichtlich m Be¬mühungen kann man es sich nicht verschaffen , lind ichselbst mache gar keinen Anspruch dan uf, daß mir imjetzigen Augenblick , wo ich doch erst so kurze Zeit dasMinisterium leite , ein allgemeines Ver , rauen entgegcn-gebracht oder gar in diesem Hause geäußert wird . Dakönnte es sich ja doch nur um ein so Zusagen vorschüß -liches Vertrauen handeln . Aber ich glaube, meineForderungen nicht zu hoch zu spannen, w nn ich ander¬seits doch auch beanspruche , daß mir kein vorschüßlichesMißtrauen entgegengebracht werde . Ich glaube derHerr Mg . Dreesbach geht in dieser Hinsicht zu weit.Wenn ich mir die Thatsachen vergegenwärtige, die erals bedenklich bezeichnet, und die ihn zur Versicherungseines Mißtrauens veranlassen, so muß ich sagen : es istein sehr gutes Zeichen für unsere Verwaltung , daß ihr nurso wenige und so wenig stichhaltige Vorwürfe gemachtwerden, und daß schon ein so geringes Maß von Ver¬fehlungen — wenn man sie überhaupt so bezeichnendarf — den Herrn Abg . Dreesbach veranlassen kann,jetzt nicht mehr das Vertrauen zu haben, daß dasMinisterium bei seiner weiteren Thätigkeit dem ent¬sprechen werde , was man hinsichtlich der billigen Förder¬ung der öffentlichen Interesse , namentlich auch insozialpolitischer Hinsicht von ihm erwarten dürfte .Von den im Verlaufe der Debatte behandelten allge¬meinen Fragen hat das direkte Wahlrecht wiedereinen breiteren Raum eingenommen. Ich habe michvorgestern über die materielle Seite dieser Frage wohl¬weislich nicht geäußert, sondem nur über ihren äußerenRahmen . Da hatte ich naturgemäß auch keinen Anlaß ,mich über die bei einer etwaigen Einführung desdirekten Wahlrechts in Betracht kommenden Eingrenzungenauszusprechen. , Auch habe ich keineswegs, wie einer derHerren Vorredner sagte , der nationalliberalen Partei einenVorwurf daraus gemacht, daß sie ihren Stands unkt in derWahlrechtsfrage neuerdings geändert habe. Ich habenur gesagt : wenn die Herren von der nationalliberalenPartei sich so lange besonnen haben, ehe sie zu derUeberzeugung gelangten, das indirekte Wahlsystem müsse
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durch das direkte allgemein gleiche ersetzt werden , so

können sie nunmehr einer Regierung , die in ihrem

größeren Theil neu zusammengesetzt ist , zur Erwägung

dieser Frage auch noch eine angemessene Zeit gönnen .

Von einer Frist von dreißig Jahren und einem dreißig¬

jährigen Krieg über das Wahlrecht war selbstverständlich

keine Rede . — Es ist eine alte Gewohnheit , daß man

die Fragen der Wahlrechtsreform
immer nur mit dem

Ministerium des Innern in Verbindung bringt ; ganz

mit Unrecht . Wenn , diese Frage auch nicht den Angel¬

punkt der gesammten Politik bildet , so ist sie doch eine

hochwichtige politische Frage , in der das Gesammtmini -

sterium Stellung genommen hat . Und wenn ich hier

von der „Ansicht der Regierung
" rede , so will ich damit

nicht meine persönliche Anschauung , sondern diejenige

der Gesammtregierung zur Kenntniß bringen . Die

neuen Mitglieder des Staatsministeriums haben natür¬

lich auch schon früher , ehe sie zu dieser Stellung

berufen wurden , über diese Frage nachgedacht ; aber

es ist doch etwas ganz anderes , wenn man über

eine Sache von solcher Tragweite in dem verantwortungs¬

vollen Amte als Mitglied des Staatsministeriums sich

entschließen soll, als wenn man vorher als einer aus

dem großen Publikum seine Anschauung darüber bildete

und kundgab . Darum möchte ich nochmals bitten , eine

Regierung , die in dieser Zusammensetzung erst seit kurzer

Zeit die Geschäfte leitet mit dieser Frage nicht zu sehr zu

drängen . — Daß die Frage zu mancherlei Erwägungen auf

fordert und ihre Lösung mit vielen Schwierigkeiten verbunden

ist , können Sie ja auch daraus entnehmen , daß man auch

anderwärts in Deutschland sich alle Zeit zur Erwägung

und Lösung der auch dort schwebenden Wahlrechtsresorm -

srage nimmt . Geht es denn in den anderen deutschen

Staaten mit der Lösung dieser Frage schneller ? Etwa

in Bayern , Württemberg , Hessen, Sachsen ? Gerade in

Bayern , wo doch das Centrum die Mehrheit im Land¬

tage und in der Verfassungskommission hat , sind die

Erwägungen , die schon sehr lange dauern , immer noch

nicht abgeschlossen . Ich n̂ehme keineswegs wahr , daß

mau sich irgendwo in Deutschland mit der Einführung

des direkten gleichen allgemeinen Wahlrechts übereilt .

Und es liegt gar kein Grund vor , das Tempo in Baden

mehr zu überhasten als anderswo .

Der Herr Abg . Dreesbach hat auch über Festsetzung

der Termine zur Aufstellung und Auflegung der Wähler¬

listen und zur Wahl der Wahlmänner und Abgeordneten

für den jetzigen Landtag Beschwerde geführt . In diesem

Jahre ist aber in dieser Hinsicht gar nicht anders ver¬

fahren worden , als sonst auch . Im Jahre 1899 war

die Auslegung der Listen am 25 . September beendet ,

Termin -für die Wahlmännerwahl war der 4 . November ;

im Jahre 1901 erstreckte sich die zwischen Listenauslegung

und Wahltermin liegende Frist vom 20 . August bis zum

4 . Oktober . Auch zwischen dem Erlaß , worin die Wahl¬

vorbereitungen insbesondere die Aufstellung der Wähler¬

listen angeordnet wurden , und dem Listenauslegungstermin

war im Jahre 1901 noch ein angemessener Zwischenraum ,

wenn sich auch die Veröffentlichung jenes Erlasses wegen

der bei der Sommerabwesenheit erforderlichen Einholung

von auswärtigen Unterschriften um etwas verzögert hat ,

sonst wäre diese Frist , wie beabsichtigt , um etwa 10 Tage

länger gewesen . Wenn die Regierung schon im August

die Vorbereitungen für die Wahlen , wie Aufstellung und

Auslegung der Wählerlisten , ungeordnet ^, hat , schmollte

sie sich dadurch die Möglichkeit verschaffen , unter Um¬

ständen die Wahlen früher als sonst eintreten zuTasseu ,

damit das Budget möglichst l schnell Icherathen werden

könnte . Dienerst im"
Verlaufendes Herbstes sich ergeben¬

den großen Schwierigkeiten der Finanzlage , insbesondere

auch wegen der Beziehungen zum Reiche, verzögerten

jedoch die Fertigstellung des Budgetentwurfs erheblich

und das war der Anlaß , weshalb die Absicht einer

früheren Einberufung des Landtages dann wieder fallen

gelassen werde » mußte . Es ist also unbegründet , wenn

Herr Abg . Dreesbach andeuten wollte / es hätten hier

besondere Absichten hinsichtlich der Beeinflussung der

Wahlen mitgespielt . Solche Dinge sind in der Regel

viel harmloser , als die Menschen glauben und als die

Zeitungen schreiben .

Was die heute von neuem behandelte Frage über die

Stellung der Amtsvorstände anlangt , muß ich die Be¬

lehrung des Herrn Abg . Obkircher ablehnen , al^ ob ich

es vorgestern besser unterlassen hätte , zu sagen/vor 30

Jahren sei die Thätigkeit der Bezirksbeamten nur eine

Art sicherheitlicher Nachtwächterdienst gewesen . Es ist

ihm ja zuzugeben , daß es Einem manchmal gereut , etwas

gesagt zu haben , sobald das Wort dem Munde entflohen .

Aber diesmal hatte ich keinen solchen Anlaß zur Reue ,

denn ich habe so etwas nicht gesagt ; wie aus dem amt¬

lichen Berichte hervorgeht , habe ich nur von der in

meiner Jugend noch in großem Ansehen stehenden volks-

wirthschaftlichen Theorie gesprochen , die dem Staate und

seinen Verwaltungsbeamten
das Recht absprach , irgend

wie in Handel und Wandel sich einzumischen , die ihm

verbot eigene Gewerbe zu treiben , und ich habe beigefügt :

auch damals schon, als diese Theorie weit verbreitet war ,

ging die Praxis andere Wege . Bon allen Seiten hat meine

Acußerung Anerkennung gefunden , daß die Amtsvorstände

nicht die Agenten irgend einer politischen Partei sein

sollen , es ist auch anerkannt worden , daß sie bei den

letzten Wahlen nicht als solche aufgetreten sind . Ebenso

hat es Zustimmung gefunden , daß für die Verwaltungs¬

beamten nicht .eine bestimmte Parteizugehörigkeit ver¬

langt werden soll . Ich bin der Ansicht : die Verwaltungs¬

beamten sollen in ihrer Gesinnung freie , aufrechte Männer

sein . Es wird ihnen nicht zugemuthet , daß sie bloß

einer Partei beitreten und angehören . Und es mag für

manchen diese Freiheit erwünscht sein , zumal derjenige ,

der sich in die Reihen einer Partei einordnet , in allen

politischen Angelegenheiten , den Einwirkungen des Partei¬

vorstandes und der Parteiführer unterliegt , die ja vom

Standpunkte des Programms aus die einzelnen Mit¬

glieder einen Zwang ausüben und in eigenstem Interesse

den Parteivorzug ausüben müssen . Ich selbst habe mich,

obgleich die innere Stimmung und Neigung mich von

jeher zu der gemäßigt liberalen Partei hinzog , stets

vor dem in der engern Verbindung nicht zu vermeidendem

Zwange gescheut. In dieser Beziehung stehen die Amts¬

vorstände unter Umständen freier da , auch die Schranken ,

welche die Zugehörigkeit zum Organismus der Ber

waltung , zu einem Regierungskollegium an sich bedingen,

sind vielleicht weniger streng , als die aus der Partei¬

zugehörigkeit hervorgehenden und geben dem Einzelnen

weiteren Spielraum , auch in öffentlichen Dingen seine

Jndivitualität auszubilden und ausprägen . Den Ber -

waltungsbeamten steht es daher , sofern sie nur nicht

vom einheitlichen Gesammtgeiste der Regierung abweichen,

frei , sich in der politischen Gesinnung mehr nach links , nach

rechts oder nach der Mitte zu neigen . Es wird ja auch

Niemand als thätiges Glied der Staatsverwaltung

ausgenommen sein wollen , der nicht nach seiner inneren

Richtung bereit ist, sich ih den Geist der Regierung ein¬

zuordnen .
Der Herr Abg . Obkircher hat gemeint , bei Beachtung

solcher Grund ' ätze werde ein Derxvaltungsbeamtcr nicht

gehindert unter Umständen auch öffentlich und thätig in

die politischen Kämpfe einzngreifen . Ich theile diese An¬

sicht ; die Regierung kann es unter Umständen nur als
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wünschenswerth erachten , wenn der Verwaltungsbeamtevon der ihm gewährten Bewegungsfreiheit am politischenLeben einen geeigneten Gebrauch macht und zwar von zweiGesichtspunkten aus . Vor allem zeigen die Erfahrungenunseres Vaterlandes , daß die Kämpfe sich insbesondere beiWahlen sehr oft nicht bloß gegen andere Parteien , son¬dern unmittelbar gegen die Regierung richten . Ganzmit Unrecht , und ich hoffe , daß dies in Zukunft auchweniger der Fall sein wird. Wenn die Parteikämpfeaber diese Richtung annehmen , so kommt es vor , daßverletzende Angriffe gegen die Regierung gerichtet , daßfalsche Thatsachen, übertriebene Behauptungen , unbilligeUrtheile in Bezug auf die Organe und die Thätigkeitder Regierung verbreitet werden und dadurch unter Um¬ständen schwere Schädigungen ihres Ansehens zu besorgensind. Wenn bei solcher Sachlage der Amtsvorstand ingeeigneter Weise im öffentlichen Leben eingreift , um dieAngriffe zu widerlegen und um das Ansehen der Regie¬rung zu wahren , so darf er des Dankes der Regierung^ ewiß sein . Ferner ist es unter Umständen einem Amts¬vorstand zu danken , wenn er einmal auch außerdem alsallgemein geachtete Persönlichkeit , aber natürlich ohne vonseiner amtlichen Stellung einen unzulässigen Gebrauch zumachen, in den Wahlkampf eingreift, um mitzuwirken, daßdemjenigen Kandidaten die Wahl gesichert werde , welcher nachseinen Anschauungen und' Zielen denen der Regierung amnächsten steht . Manche scheinen zu glauben , die Sacheverhalte sich so , als ob die Regierung gar kein Interesseam Ausgang der Wahlen zum Land- und Reichstaghabe, als ob sie dastehen müsse wie ein zaghaftes Mäd¬chen , während die Riesen der Parteien den Kampf aus¬kämpfen , als ob sie den Ausgang abwarten müsse , umdann dem Sieger in die Arme zu sinken. Nein , meineHerren, die Regierung hat eine zielfeste Tradition : sieist nicht nur Verwaltung , sondern sie hat auch einePolitik , fie hat große und nicht* bloß in der Gegenwartund allernächsten Zukunft liegenden Ziele im Auge, aufderen Erreichung, sowohl in den Beziehungen zum Reichals auch im Innern sie großen Werth legen muß .wird immer wieder so kommen, daß entweder diese oderjene Partei sich mehr in Uebereinstimmung befindet mitdiesen großen und unter Umständen auf lange Jahrehinaus gerichteten politischen Zielen der Regierung . Undwenn der Amtsvorstand von seiner Freiheit der politischenGesinnung und Bewegung auch in dem Sinne Gebrauchmacht, daß er, und zwar auch im Wahlkampfe, ich denke
z . B . an Wahlen für einen Reichstag, bei dem es sichum die Stärke des Heeres , die Entwicklung der Flottehandeln soll, für die gleichen Ziele eintritt, auch dannist er des Dankes der Regierung sicher. Kommandirenaber werde ich ihn nicht dazu.

Was nun die einzelnen von den Vorrednern angeregtenFragen angeht , so habe ich bereits hervorgehoben, daßdie Regierung schon auf diesem Landtag in einigen Be¬ziehungen eine Besserstellung der Schutzmannschafteintreten lassen will. Es ist übrigens auch nicht ganzrichtig, wenn der Herr Abg . Dreesbach den Gehalt einesSchutzmanns auf 1150 M . angibt . Das ist der Anfangs¬gehalt , zu dem noch das Wohnungsgeld mit 250 M . undkünftig mit 400 M . hinzukommt . Der Anfangsgehaltbeträgt demnach künftig 1550 M . Dazu kommt aberauch noch das Monturaversum und die Fürsorge für dieWohnung . Wir sind nicht nur in Mannheim , son¬dern auch in Karlsruhe in der Wohnungsfürsorge für dieSchutzleute bereits vorgegangen , und ein gleiches Vor¬gehen in Pforzheim und Konstanz, wo übrigens das Be-dürfniß nicht so dringend ist , hinderte nur die Rücksichtauf die schlechte Finanzlage . Doch darf man nicht ver¬gessen, daß keineswegs alle Schutzleute mit der Gewäh¬

rung von Dienstwohnungen einverstanden sind. Ich halt?es aber im allgemeinenfür wünschenswerth , daß die Schutz¬leute wenigstens in den großen Städten nicht isolirtherumwohnen unter den Personen , die sie zu beaufsichtigenund gegebenen Falls zur Strafe zu bringen haben. Undich glaube es wird schon gelingen, daß sieZin den geräu¬migen Dienstwohnhäuseru kameradschaftlich zusammen¬wohnen , und zwar nicht bloß die Schutzmänner , son¬dern auch , und dort liegt in manchen Fällen ein Hinder¬niß , die Schutzsrauen . (Heiterkeit .)Ter Herr Abg . Heimburger hat eine Erleichterung inder Schutzmannsuniformirußg für den Sommer in An¬regung gebracht . Wir haben selbst dieser Frage unsereAufmerksamkeit geschenkt und die Litewka eingesührt, dienebenbei auch noch eine kleine finanzielle Ersparniß fürden Schutzmann bedeutet . Was die Kopfbedeckung , ins¬besondere die statt des Helms empfohlene Mütze anlangi,so ist hierüber eine allgemeine Anordnung seitens desMinisteriums nicht getroffen . Es ist jedoch wünschens¬werth, daß die Schutzleute namentlich in Garnisonsstädtenauch in ihrer äußeren Erscheinung die ihnen zustehendeBefehlsgewalt zum Ausdruck bringen, daß fie solgeweiseden Helm tragen zum Unterschied von anderen uniformirtenBeamten , denen eine solche Befehlsgewalt nicht zukommt .— Hinsichtlich der Gendarmerie kann auch sch es alswünschenswerth bezeichnen, daß wir die Einkommensver¬hältnisse dieser Mannschaft verbessern , die sich durchmilitärischen Geist und durch im ganzen treffliche undvielseitige Leistungen auszeichnet . Es ist schon wegen derAbnahme des Zugangs nöthig ; denn die Zahl der Per¬sonen , die nach sechsjährigem Militärdienst diesen Dienstfür begehrenswert!) halten , wird in neuerer Zeit geringer.Wir haben darum eine Dienstzulage von 50 M . in An¬trag gebracht , außerdem wirkt die Wohnungsgelderhöhungfür sie als Gehaltsaufbesserung. Eine weitere Ausbesse¬rung ist bei der Revision des Gehaltstarifs in Aussichtgenommen .
Der Herr Abg . Dreesbach glaubt , einen Gegensatzzwischen mir und meinem Herrn Amtsvorgänger in derStellung zur Fabrikinspektion konstruiren zu sollen .Mit den. „Anstürmen" und „ Verdächtigungen"

, die seitensder Fabrikanten gegen die Fabrikinspektion unternommenwurden, denen gegenüber aber mein Vorgänger kühl bliebbis ans Herz hinan , ist es nicht so arg . Solche neueEinrichtungen, die ziemlich tief eingreifen in das Interesseder großen Betriebe werden dort nicht überall mit freund¬lichen Augen gesehen. Sehr leicht erhebt sich ein Wider¬streit der Anschauung desjenigen , dem eine Auflage ge¬macht wird , und der Aufsichtsbehörde . Solche Wider¬streite sind mehrfach hervorgetreten und haben zu Be¬schwerden geführt, die aber durch das Ministerium wesent¬lich in dem Sinne verbeschieden wurden, daß das Vor¬gehen der Inspektion als ein gerechtfertigtes bezeichnetwurde. Seit dem Jahre 1880 bis weit in die 90 erJahre hatte ich das Referat über die Fabrikinspektion,und wenn sie gediehen ist , so habe ich — wenn auchnicht das hauptsächliche — doch auch ein gewisses Ver¬dienst daran . Wenn aber meine innere Neigung , wieHerr Dreesbach glaubt , eine der Fabrikinspektion feindlichewäre, so hätte sich das damals schon fühlbar gemacht . —Was den Fall Großmann anlangt , hat mix, der HerrAbg. Obkircher durch seine trefflichen Ausführungen schondas aus dem Munde genommen , was ich sagen wollte.Ich will nur bemerken, daß nicht der Staatsanwalt , wieHerr Dreesbach wohl versehentlich sagte , sondern der Unter¬suchungsrichter die Akten erbat, und darin liegt ein großerUnterschied . Die Fabrikinspektion hat die Herausgabeauch nicht von vornherein als unzulässig bezeichnet, siehielt sich bloß nicht für ermächtigt , ohne Weisung des
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Ministeriums die Akten emszuliefern , und als der Unter¬
suchungsrichter sein Ersuchen dem Ministerium gegenüber
wiederholte , verlangten wir die Akten von der Inspektion
und traten in eine genaue Prüfung des Falles ein . Wir
kamen dabei zur Ansicht , daß der Fall des 8 139b nicht
zutreffe , handelt es sich doch nicht um Geheimhaltung
von Verhältnissen des Geschäfts oder von Betriebsan¬
lagen . Wir sagten uns auch : es ist sehr fraglich , ob
nach den Bestimmungen der Strafprozeßordnung die

Herausgabe verweigert werden könnte , selbst wenn der

Fall des 8 139b Vorlage . Die Akten wurden also dem

Untersuchungsrichter zur Verfügung gestellt , da er die-
elben nöthig hatte , un - im Falle eines schweren Vergehens
öie Frage der Schuld oder Unschuld eines Angeklagten
näher festzustellen . Von den Justizbehörden wurde auch
im Lause der Verhandlung mit dem nöthigen Takte ver¬

fahren und darauf geachtet , daß kein Unberufener die
Akten einsah . Seitens des Richters wurden auch die
Namen der Beschwerdeführer nicht genannt .

Ebensowenig gerechtfertigt erscheinen die wegen des Ge¬
werbegerichts Konstanz erhobenen Klagen. Wir

haben ziemlich viele Gewerbegerichte , außer Konstanz 10,
und die Regierung suchte stets dahin zu wirken , daß an
allen Orten mit größerer Jndustriethätigkeit Gewerbe¬
gerichte errichtet werden . Leider hat sie dabei nicht
überall seitens der Gemeinden Entgegenkommen gefunden ,
und es bestanden schwere Bedenken gegen zwangsweise
Errichtung . Die Novelle zum Gewerbegerichtsgesetz be¬

stimmt jetzt ja , daß alle Orte mit über 20000 Ein¬

wohnern Gewerbcgerichte haben müssen . Ob Konstanz
aber diese Einwohnerzahl erreichen werde , das konnte erst
am Ende des Jahres durch Feststellung der endgiltigen
Ergebnisse der Volkszählung feststehen . Als jedoch das
vorläufige Zählungsergebniß zur Annahme Anlaß gab ,
daß diese Zahl werde erreicht werden, ließ es sich die
Regierung schon im Juli angelegen sein , die Vor¬
bereitungen zur Errichtung emes Gewerbegerichts in Kon¬
stanz zu treffen , so daß dieses am 1 . Januar , wo das
definitive Resultat feststand , in Thätigkeit treten könnte .-
Da die Vorbereitungen sich aber verzögerten — sie
kamen erst am 15 . Februar zum Abschluß — h'at sich
auch die Konstituirung des Gewerbegerichts um einige
Wochen hinausgeschoben .

Dem Herrn Abg. Wittum kann ich erwidern, daß auch
ich hinsichtlich der neuen vom Reichstage veranlaßten
Bestimmung der Gewerbeordnung über die Lohnbücher
der Minderjährigen auf Grund der seitherigen Erfahrungen
einige Bedenken habe . Der ihr zu Grunde liegende
Gedanke ist ja recht schön , doch ist seine Verwirklichung
recht schwer. Wir werden den von Herrn Wittum
bezeichneten Mißständen unsere Aufmerksamkeit züwenden ,
damit wir , wenn später im Reiche diese Frage einmal
einer Erörterung unterworfen wird , eventuell auf die
Abänderung hinwirken können .

Die Regierung selbst hat den Fall Naumann in
Kleinlaufenburg , den der Herr Abg . Blümmel zitirre ,
in 's Auge gefaßt ; allein , da es sich zunächst um die
privatrechtliche Entschädigungssrage handelt , konnte sie
nicht viel machen . Strafrechtlich müssen wir den Fall
den schweizer Gerichten überlasten und hoffen , daß die
noch nicht zu Ende gela ,gte Strafsache dem Schuldigen
eine recht empfindliche Strafe einträgt . — Schwieriger
ist das ' andere vom Herrn Abg . Blümmel Empfohlene :
die Herbeiführung einer Abänderung der Bestimmungen
über Auslieferung mit der Schweiz. Es kann kaum

Sache der Regierung sein , hier weiteres anzuregen.
Auch wenn wir die Auslieferungsbestimmungen ändern ,
so werden wir doch nie erreichen , daß , entgegen dem

allgemein anerkannten Grundsatz des Völkerrechts , ein

Schweizer , der auf unserem Gebiete eine Strafthat
begangen , seitens der Schweiz uns ausgeliefert wird .
Dann aber ist es eine wesentliche Erleichterung für die

Grenzbevölkerung , wenn durch Vereinbarung des Reiches
mit der Schweiz die Aerzte wechselseitig zugelassen
werden . Eine Aenderung in dieser Beziehung ist ohne
erhebliche Schädigung unserer eigenen Landesangehörigen
und unserer eigenen Aerzte wohl kaum möglich .

Dem Herrn Abg . Obkircher ist zuzugeben , daß viele

Gegenden unseres Landes schwer leiden unter der Last der

Einquartirung . Die Regierung sucht darauf hin¬
zuwirken , daß die Zwischenräume , in denen die Manöver
dieselbe Gegend aufsuchen , größer werden . Aber es gibt
eben Gegenden, in denen die Manöver wegen der Ge¬
ländekonfiguration und wegen der noch im Herbst mit

kostspieligen Früchten vorhandenen Bepflanzung nicht leicht
stattfinden können , während andere Gegenden nach Ge¬
ländebeschaffenheit und Kulturart sich dazu besonders
eignen . Die Regierung hat erwogen , wie man die hier¬
durch bedingte erhöhte Belastung einzelner Gegenden auf
das gerechte Maß herabsetzen könnte . Dabei kommen ver¬
schiedene Wege in Betracht. Vor allem dachten wir an
eine Erhöhung des Verpflegungssatzes von 80 Pf . für
den Tag . Dies wurde auch im Reichstag angeregt. Zur
Zeit sind Erhebungen darüber im Gange , ob nicht
eine erhebliche Erhöhung dieses Satzes angezeigt fei .
Wir selbst hatten vor, diesem Landtag noch eine Vor¬
lage zu machen wegen Gewährung eines Zuschusses
aus Landesmitteln. Wenn aus irgend welchen Gründen
einzelne Gegenden vor anderen prägravirt sind , so ist es
Pflicht der Gesammtheit, diesen benachtheiligten Landes-

theilen beizuspringen . Aus zwei Gründen haben wir
aber unser Vorhaben wieder fallen gelassen : erstlich ist
zunächst abzuwarten, ob nicht doch bald von Reichswegen
vorgegangen werde ; und dann hielten wir es nicht für
unbedenklich , in einem solchen Moment schlechter Finanz¬
lage mit Landesmitteln einzugreifen, wodurch dann ein
Eingreifen seitens des Reiches als überflüssig er¬
schienen wäre . Das Mittel , das daneben hauptsäch¬
lich in Anwendung kommen könnte , ist ebenfalls
vom Herrn Abg . Obkircher genannt worden. Die Er¬
richtung eines großen Truppenübungsplatzes , aus dem
wenigstens das Regiments- und Brigadeexerziren statt¬
finden könnte. Im Benehmen mit der zuständigen
militärischen Stelle haben wir neuerdings diese Frage
einer eingehenden Prüfung unterworfen. Wir stehen in
dieser Hinsicht hinter anderen deutschen Staaten zurück ;
es ist aber auch in einem so reich kultivirten Lande wie
Baden äußerst schwierig, einen geeigneten Platz zu finden .
Wir glauben übrigens , neuerdings in der Nähe von
Villingen einen solchen Platz gefunden zu haben , aber
die Verhandlungen sind noch in den Anfängen . Zu
weiteren Mittheilungen bin ich nicht in der Lage . Ich
will schließen, indem ich wie der Herr Abg . Obkircher
mit Genugthuung anerkenne , wie die Bevölkerung trotz
der schweren Opfer , die ihr Manöver und Einquartirung
auserlegen , bestrebt ist , unseren Soldaten den schweren
Dienst im Manöver zu erleichtern und behaglich zu
machen.

Nach einer persönlichen Bemerkung des Abg . Obkircher
und einigen geschäftlichen Mittheilungen des Präsidenten
Gönner wird die Sitzung um ^ 2 Uhr abgebrochen .

Verantwortlich für die Landtags -Beilage : E . Umhauer — Druck und Verlag der G . Braun 'schen Hofbuchdruckeret . Beide in Karlsruhe .
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